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Bern, 13. September 2013 

Pa. Iv. 10.467. Schuldenprävention: Keine Werbung für Kleinkredite 

Sehr geehrter Herr Präsident 

sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Möglichkeit, sich im Rahmen des obengenannten Vernehmlassungsverfah-

rens äussern zu können.  

Einleitende Bemerkungen  

Der SGB wird nachfolgend nur zu denjenigen Punkten Stellung nehmen, die aus der Perspektive 

Arbeitnehmender relevant sind. Viele Arbeitnehmende sehen sich heute je nach Branche trotz 

vollem Arbeitspensum wegen sehr tiefen Löhnen unter 4000.- Fr. mit einem konkreten Armutsri-

siko konfrontiert. Gerade Alleinerziehende oder Familien in spezifischen Situationen sehen den 

einzigen Ausweg darin, Konsumkredite aufzunehmen. Auch Personen mit prekären Arbeitsver-

hältnissen sind für Konsumkredite bzw. für eine daraus stammende Überschuldung anfällig. Die-

se Kategorien von Personen sind als besonders vulnerabel zu betrachten und müssen von den 

negativsten Folgen solcher Konsumkredite geschützt werden.  

Klar dabei bleibt: Bei den vorliegenden Massnahmen für den Schutz vor Überschuldung handelt 

es sich häufig nur um Kosmetik oder blosse Symptombekämpfung. Einzig ein Mindestlohn von 

22 Fr. pro Stunde, starke GAV als Schutz gegen Lohndruck und gesetzliche Massnahmen gegen 

prekäre Arbeitsverhältnisse können gerade diese vulnerablen Kategorien nachhaltig vor der Ar-

mutsfalle und dem Zustand als „Working-Poor“ schützen! 

Festhalten gilt es auch: So wichtig die Prävention der Überschuldung ist, so essentiell sind auch 

griffige Massnahmen, um den Weg aus dieser bzw. aus Privatkonkursen zu finden. Hier ist eine 

vermehrte Legiferierung zu verlangen. Dies gerade mit dem Wissen, dass Fälle von Überschul-

dung zu nehmen, wie das Fachstellen in der Schweiz feststellen.  

Zu den einzelnen Änderungsvorschlägen des KKG 

Art. 7 Abs. 1 Bst. f 

Der SGB unterstützt den Vorschlag der Minderheit 2, den Bst. F aufzuheben. Kreditverträge, nach 

denen die Konsumentin oder der Konsument den Kredit entweder innert höchstens drei Monaten 

oder in nicht mehr als vier Raten innert höchstens zwölf Monaten zurückzahlen muss, zeigen sich 

 



erfahrungsgemäss als besonders schädlich. Solche sog. „Expresskredite“ animieren dazu, kurz-

fristigen Konsumimpulsen nachzugeben, ohne den weiteren Konsequenzen Rechnung zu tragen. 

Für den SGB ist deshalb klar, dass der Anwendungsbereich des KKG durch die Streichung die-

ser Ausnahme erweitert werden muss.  

Art. 25 Abs. 1bis (neu) 

Wir unterstützten eine solche Meldepflicht bei absichtlichen Falschangaben an die IKO. Dabei 

geht es darum, für solche per Definition gefährdeten und vulnerablen Gruppen von Konsumenten 

eine zumindest statistische Datenbasis herzustellen sowie massgeschneiderte Präventionspro-

gramme. Die Sammlung aller relevanten Daten muss natürlich nach Treu und Glauben stattfinden 

und den Bestimmungen des DSG entsprechen.  

Art. 31 Abs. 1 

Der SGB befürwortet den Minderheitsantrag. Die Kreditgeberin muss verpflichtet werden, Auszü-

ge aus dem Betreibungsregister etc. einzuholen. Eine blosse Kann-Formulierung würde dem 

Missbrauch durch leichtfertige Kreditvergabe Tür und Tor öffnen und würde eine effektive Im-

plementierung der Gesetzesneuerungen verunmöglichen. Es ist klar, dass Hauptleidtragende hier 

wiederum Personen wären, die als besonders vulnerable Konsumentengruppe ein Bedürfnis ha-

ben. Deshalb müssen die wirtschaftlichen Angaben von allen Kreditgeberinnen immer verlangt 

werden. Die ist auch ein Element der Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit.  

Art. 32 Abs. 1 und Abs. 2 

Der SGB begrüsst die Sanktionierung bei Verstössen gegen die einschlägigen Artikel. Aus der 

Perspektive von vulnerablen Gruppen vermag aber die Lösung im 2. Satz von Art. 31 Abs. 1 nicht 

zu überzeugen. Das Verfahren nach den Regeln der ungerechtfertigten Bereicherung, welche im 

allgemeinen Zivilrecht begründet liegt, ist zu langwierig, komplex und risikoreich, um gerade von 

vulnerablen Gruppen durchschaut und angewendet zu werden. Vielmehr fordert der SGB, dass 

im KKG selbst ein stark vereinfachtes, möglichst formloses Verfahren für die Rückforderung be-

reits erbrachter Leistungen durch den Konsument bestehen muss.  

Zu Abs. 1 und 2 ist gesamthaft festzuhalten, dass eine Unterscheidung nach „schwerwiegenden“ 

und „geringfügigen“ Verstössen der Kreditgeberin nicht sinnvoll erscheint. Vielmehr fordert der 

SGB, dass auch bei sog. „geringfügigen“ Verstössen gegen Art. 28, 29, 30 oder 31 die Rechts-

folgen von Art. 31 Abs. 1 eintreten: Verlust der Kreditsumme, der Kreditzinsen sowie der Kosten.  

Art. 36 a 

Der SGB fordert ein generelles Verbot von jugendspezifischer Werbung sowie Werbung, die an-

dere vulnerable Gruppen (vgl. dazu einleitende Bemerkungen) anspricht. Werbung, welche spe-

ziell die vulnerable Gruppe, wie z.B. die Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen oder Personen 

in prekären Arbeitsverhältnissen in die Konsum-Schuldenfalle treiben will, weist keinerlei Nach-

haltigkeit auf und widerspricht diametral dem ganzen Schutzgedanken des KKG.  

Art. 36 a Abs. 2 und 3 und 36 b 

Der SGB zeigt sich von den hier vorgeschlagenen Lösungen überhaupt nicht überzeugt. Viel-

mehr fordern wir, dass generell und von Anfang an der Bundesrat oder eine von ihm bezeichnete 



Behörde regeln soll, welche Werbung als „aggressiv“ zu gelten hat sowie eine präventive Kontrol-

le zur jugendspezifischen und sonstig negativer Wirkung von Werbung zu Konsumkrediten.  

Für die Berücksichtigung unserer Ausführungen bedanken wir uns bestens.  

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Luca Cirigliano 

Präsident Zentralsekretär 
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